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Antrag Nr. 1 

 
der AUGE/UG –Alternative, Unabhängige und Grüne Gewerkschafter:innen Wien 

an die 185. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 

am 28. Mai 2026 

 

Antifaschistische Wirtschaftspolitik als Leitlinie der AK Wien 

 

Faschismus ist keine historische Randerscheinung, sondern entsteht dort, wo soziale 

Abstiegsängste, Ungleichheit und Machtkonzentration mit autoritären Lösungen 

beantwortet werden. Wirtschaftspolitik ist daher immer auch Demokratiepolitik. 

Eine Arbeiterkammer, die den Schutz von Arbeitnehmer:innen ernst nimmt, muss sich klar 

gegen jene wirtschafts- und sozialpolitischen Konzepte stellen, die Ausgrenzung, Spaltung 

und Entsolidarisierung fördern. Antifaschistische Wirtschaftspolitik bedeutet, soziale 

Gerechtigkeit, demokratische Kontrolle und Solidarität aktiv gegen autoritäre und 

rechtsextreme Entwicklungen zu verteidigen. 

Die AK hat aufgrund ihres gesetzlichen Auftrags und ihrer gesellschaftlichen Rolle eine 

besondere Verantwortung, dieser Entwicklung entschieden entgegenzutreten. 

Die 185. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen:  

Die Arbeiterkammer bekennt sich ausdrücklich zu einer antifaschistischen 

Wirtschaftspolitik und richtet ihre wirtschafts-, sozial- und arbeitsmarktpolitischen 

Positionen sowie ihre Öffentlichkeitsarbeit konsequent an diesem Grundsatz aus. 

Antifaschistische Wirtschaftspolitik bedeutet dabei insbesondere: 

▪ Soziale Sicherheit statt autoritärer Verwertung 
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Die AK tritt jeder Politik entgegen, die soziale Unsicherheit, Prekarisierung und 

Spaltung der arbeitenden Bevölkerung verschärft und damit den Nährboden für 

autoritäre, rechtsextreme und faschistische Ideologien bereitet. 

▪ Klare Absage an Standortnationalismus und Sündenbockpolitik 

Die AK weist Versuche zurück, wirtschaftliche Probleme auf Migrant:innen, 

Arbeitslose, sozial Schwächere oder andere gesellschaftliche Gruppen abzuwälzen, 

und stellt sich entschieden gegen rassistische, antisemitische und nationalistische 

Narrative in der Wirtschafts- und Sozialpolitik. 

▪ Demokratische Kontrolle wirtschaftlicher Macht 

Die AK setzt sich für starke Mitbestimmung, eine gerechte Verteilung von 

Einkommen und Vermögen, eine wirksame Besteuerung großer Vermögen und 

Konzerne sowie für die Zurückdrängung von Monopol- und Oligopolmacht ein. 

▪ Schutz von Arbeitnehmer:innenrechten als Demokratiepolitik 

Kollektivverträge, Arbeitszeitregelungen, sozialer Schutz und starke 

Interessenvertretungen sind zentrale Bollwerke gegen autoritäre Entwicklungen und 

müssen aktiv verteidigt und ausgebaut werden. 

▪ Keine Zusammenarbeit mit rechtsextremen oder demokratiefeindlichen 

Akteuren 

Die AK schließt jede politische oder inhaltliche Kooperation mit Organisationen, 

Parteien oder Initiativen aus, die rassistische, antisemitische, faschistische oder 

demokratiefeindliche Positionen vertreten oder relativieren. 

▪ Aktive Bildungs- und Aufklärungsarbeit 
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Die AK verstärkt ihre Informations- und Bildungsarbeit zu den Zusammenhängen 

von sozialer Ungleichheit, Wirtschaftspolitik und dem Erstarken autoritärer und 

rechtsextremer Bewegungen. 

Die Vollversammlung fordert: 

1. diesen Beschluss in der strategischen Ausrichtung der AK sichtbar zu verankern, 

2. ihn in Stellungnahmen, Studien und Kampagnen zu berücksichtigen, 

3. und antifaschistische Perspektiven systematisch in wirtschafts- und sozialpolitische 

Analysen einzubeziehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrheitlich  

 


